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Streikzuckungen in Mitteldeutſchland
Reichswehrminiſter Geßler in SpaDer Kusnahmezuſtand bleibt

r err wurde im Mansfeldiſchen dervbeiter proklamiert, um die Regierung zur
Aufhebung des 10progentigen Abzuges vom Lohn zu bewegen.
Es ſcheint aber, dieſer Streik nur in den Spalten des
„Volksblattes“ ausg war, daß in Wirklichkeit die Arbeiter
weiter einfuhren und nicht an einen ſo unnötig vom Zaune ge

Streik dachten. Es kann ſich nur um gang kleine Teil-
aktionen radikaler Belegſchaften gehandelt haben, die heute aber
bereits ihre Arbeit wieder aufnahmen. So iſt im Röblinger
Revier in einer Verſammlung der Beſchluß gefaßt worden,
die Arbeit „vorläufig“ wieder aufzunehmen, nachdem das
übliche, wirkungsloſe Telegramm an die Reichsregierung ab
geſandt worden war: Die Bergarbeiter verlangen den Lohn-
r zurück und machen die Regierung bei Ablehnung
für Folgen verantwortlich, da der Streikwille nach wie
vor beſteht. Nur die Erkenntnis von der Unzweckmäßigkeit einer
Teilaktion hat die Bergarbeiter bewogen, zunächſt vom weiteven
Streik abzuſehen.“ Das Geiſeltal hat ebenfalls die Arbeit
dem Streik vor gezogen.

Wir haben hier wieder das ſich ſtets wiederholende Spiel der
Hetze zum Streik. Die Brand Mitteldeutſchlands ſind das
Mansfelder Gebiet, das Geiſeltal und Golpa Bitterfeld. Jn
allen drei Gebieten ſetzte auf Befehl der Streikſchürer der
„Streikwille“ ein, der äußerlich zum Anlaß den Lohnabzug nahm
Da dieſer Gegenſtand nun teilweiſe hinfällig geworden iſt, weil
der Reichstag ſoeben eine gerechtere Staffelung dieſer Erzberger
ſchen Steuer als Geſetzentwurf annahm, wird auf andere Weiſe
zum Streik gehetzt. Es handelt ſich dabei natürlich um Lohn-
forderungen, um das einzutreiben, was der Steuerabzug den
Arbeitern genommen hat. Auf dieſe Weiſe wird unſere
Wirtſchaft, ſolange wir im Schatten des Verſailler Friedens
leben, niemals mehr zur Ruhe kommen. Die Arbeiter haben noch
nicht das Einſehen, ſind alſo politiſch entweder zu unreif oder
durch gewiſſenloſe Hetzer verwirrt, daß die Laſten des uns auf
gezwungenen Friedens auch von denen getragen werden müſſen, die
den Zuſammenbruch durch unentwegte Minierarbeit vollführten.
Drehen ſie die Lohnſchraube, die bekanntlich ohne Ende iſt, bei
jeder Laſtenforderung weiter, dann wird die teure Zeit niemals
ein Ende nehmen.

Während alſo die Arbeiter eines Brandgebietes den „Streik
willen durch Arbeit betäuben, meldet der Draht den Ausbruch
neuer Schwierigkeiten in Golpa- Bitterfeld. Unſer Mitarbeiter
drahtet, daß „die geſamte Belegſchaft der Grube Golpa
Dienstag nachmittag 8 Uhr in den Ausſtand getreten iſt.
Die Arbeiter hatten eine Zulage für die Schicht von 15 M. ge
fordert. Dieſe war von der Direktion als unannehmbar ab
gelehnt worden. Darauf forderten die Arbeiter in einem
Ultimatum die Bewilligung der Zulage bis Dienstag
abend 6 Uhr, andernfalls auch die Verrichtung der Notſtands
arbeiten eingeſtellt werden würde. Wie die Grube mitteilt,
handelt es ſich um das einheitliche Vorgehen der geſamten Berg-
arbeiterſchaft Mitteldeutſchlands. Die Grube befürchtet, daß der
Generalſtreik im ganzen Mitteldeutſchen Braunkohlenrevier aus-
brechen wird.“

Wir können uns dieſer Auffaſſung nicht anſchließen. Das
Signal für den allgemeinen Generakſtreikwerden Teilaktionen ſein, die vielleicht von Golpa ausgehen
werden, da dieſes Werk ein Fehler der Zentraliſation
Berlin mit Licht verſorgt. Auch kann bei dieſer Gelegenheit auf
die ausführlichen Streikorganiſationspläne hingewieſen werden,
die vor einiger Zeit in München beraten worden ſind und mit
deren Einzelausführungen ſich auch die bislang bekannten Pläne
der mitteldeutſchen Radikalen decken.

Die Regierung erkennt nun doch endlich die große Gefahr, die
ihr und unſerm Reichsbeſtand, der Ordnung und der Arbeit aus
Mitteldeutſchland drohen. Die U. S. P. von Halle und dem
Saalkreis, welcher der Belagerungszuſtand in
Nitteldeutſchland zu lange dauert, hat die
Regierung um Angabe der Gründe gebeten, die eine
Fortdauer des Ausnahmezuſtandes bedingen. Sie hat zweifels
ohne gehofft, durch dieſe Erinnerung eine baldige Aufhebung
erwirken zu können, doch ſie hat mit Hörſing nicht gerechnet,
der trotz aller Liebedienerei mit Kaſparek und Genoſſen die
rote Gefahr unſeres mitteldeutſchen Jnduſtriegebietes kennt.
Die Regierung tut der U S. P. von Halle und dem Saalkreis aber
den Gefallen nicht, denn das Antwortſchreiben ſagt unzweideutig,
daß man den unabhängigen Genoſſen in Mitteldeutſchland doch
nicht gang traut. Und man tut nur zu recht damit. Das Ant
wort ſchreiben aber hat folgenden Wortlaut:

Der Reichswehrminiſter des Jnneren.
J. M. 6718.

Berlin W. 8, den 28. Juni 1920,
Wilhelmſtraße 24.

Auf das Schreiben vom 14. Juni 1920.
Der Ausnahmezuſtand in der ProvinzSachſen muß aufrechterhalten werden, weil

nach den von dem Herrn Oberpräſidenten Hörſing erſtatteten
Berichten noch erhebliche Gefahr für die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung beſteht. Sobald
dieſe Vorausſetzungen für den Ausnahmezuſtand fortgefallen
ſind, wird ſeine Aufhebung erfolgen. Der Zeitpunkt, zu dem
dies möglich ſein wird, hängt von der Entwicklung der poli
tiſchen Lage in der Provinz ab. Jch würde es mit Freude be
grüßen, wenn der zur Beſeitigung der beſtehenden G

dung beitragen rityreuns be Jn BVertretung: (geg.) Lewald.
Der Verein der Unabhängigen wird das nicht tun. Er

ſchürt weiter zu Streiks und Forderungen und er hält ſeinen
Säbel ſcharf und feine Mitglieder in r militäriſcher,
wann auch geheimer Waffenzucht. Herr Lewald, der ſich einen

Herabſetzung der Reichswehr
Simons ſpricht von deutſchen Zugeſtändniſſen.

b. Spa, 6. Juli.
Wie Außenminiſter Simons erklärte, darf man an-

nehmen, daß auf der Gegenſeite ernſtliche Abſicht beſteht, in
ſachliche Verhandlungen einzutreten und daß die Alliierten
deshalb zunächſt die militäriſchen Schwierigkeiten aus der
Welt ſchaffen wollen. Die Bereitwilligkeit der
Allierten in anderen Fragen werde offenbar von der
Erledigung des militäriſchen Problems abhängig gemacht.
Die führenden deutſchen Perſönlichkeiten ſind denn auch ent
ſchloſſen, ſoweit es die Verhältniſſe geſtatten, in der militäri-
ſchen Frage Zugeſtändniſſe zu machen. Das ganze Problem
wird an zuſtändiger Stelle als ernſt, aber nicht hoffnungs
los betrachtet. Es wird ſich darum handeln, ſtatt der gegen-
wärtigen militäriſchen (1) Form irgend eine andere
Methode für den Schutz des deutſchen Wirt-
ſchaftslebens zu finden.

Die Entſchädigungsfrage wird von der' Kon
ferenz wahrſcheinlich nur in Form prinzipieller
Vorſchläge beſprochen werden, da bereits am Donners
tag der 4. Punkt der Tagesordnung, nämlich die „Be-
ſtrafung der Schuldigen“, zur Beratung gelangen ſoll. Jn
dieſer Beziehung werden die Alliierten wahrſcheinlich be
ſonders eine Erklärung über den Stand der
Leipziger Prozeſſe von Deutſchland vere
langen. Jedenfalls hofft man in Kreiſen der deutſchen
Delegation, Spa nicht eher zu verlaſſen, bevor eine feſte
Grundlage für die von Deutſchland zu zahlenden Leiſtungen
geſchaffen ſein wird. Ob ſich dieſe Hoffnung erfüllen laſſen
wird, iſt vorläufig noch fraglich. Die Auffaſſung
der führenden Perſönlichkeiten läßt ſich in die Worte faſſen:
Nicht optimiſtiſch, aber auch nicht hoffnungslos. Man betont
an verantwortlicher Stelle die Notwendigkeit, zu einem Er
gebnis zu gelangen, weil andernfalls der Zuſammen-
bruch Europas mit Sicherheit zu erwarten
ſei und weil beſonders für Deutſchland eine Periode der
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Scherz nicht verbeißen konnte, hat richtig geraten, wer der
Störenfried in Mitteldeutſchland iſt, denn das „Volksblatt“, dem
die Veröffentlichung dieſes Schreibens zu verdanken iſt, ſpielt
den Unſchuldigen und fragt ganz entrüſtet und indirekt: ſoll das
wohl heißen, daß die U. S. P. als „linksradikale“ Partei zu der
„erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit beiträgt und
daß ſie es in der Hand hat, für den Fortfall des Belagerungs-
zuſtandes zu wirken Es nimmt nicht Wunder, daß das „Volks-
blatt“ ſich gegen dieſe „dreiſte Verdrehung der Tatſachen“ nach
dem altbewährten Rezept wendet, indem es die Aufmerkſamkeit
auf die „Kappleute“ lenkt. Herr Hörſing ſoll ſchuld an dieſer
Verdächtigung der unſchuldigen Unabhängigen ſein, denn „er
iſt es, der in völliger Verkennung der wirklichen Gefahr für
die öffentliche Sicherheit durch die fieberhaft betriebenen
Rüſtungen der Kappleute ſeinen hohen Vorgeſetzten nur mit
lügenhaften Nachrichten verſorgt, die zweifelhafte Elemente ihm
zutragen“.

Das iſt doch unſeres Erachtens ein zweifelhaftes Rein-
waſchen dieſer von der Regierung ſelber feſtgeſtellten Gefähr-
lichkeit der mitteldeutſchen Genoſſen. Sie iſt ja bislang auch mit
verbundenen Augen durch die Ereigniſſe gegangen und das
Ruhrgebiet hat das erſt in den Apriltagen erfahren müſſen? Die
Schwäche den Aufrührern gegenüber iſt aber noch vor-
handen und an eineſBeſeitigung der Gefahr in Mitteldeutſch-
land iſt nicht zu denken, ſolagnge die Regierung Leute wie den un
abhängigen „Volksblatt“-Redakteur Kasparek deſſen „ſegensreiche“
Tätigkeit in Halle zur Genüge bekannt iſt, in öffentliche Aemter
einſetzt. Dort werden ſolche Leute, die eben nicht anders als
vom Parteiſtandpunkt reden und regieren können, einen Miß-
brauch treiben, der ſich zum Schaden der Allgemeinheit aus-
wächſt. Jm verſchrieenen alten Syſtem kam es nämlich nicht
vor, daß ein Landrat als öffentlicher Volksredner die Maſſen
aufhetzte und daß der, der doch auf dem Boden der Verfaſſung
zu ſtehen hat, zur Auflehnung gegen dieſe Verfaſſung auffordert.
Herr Kasparek hat das getan, indem er offen für eine neue
Revolution eintrat. Die „Sangerhäuſer Zeitung“, die doch ge-
wiß nichts Falſches über den Herrn Landrat ihres Kreiſes be-
richten wird, ſchreibt in Nr. 146 folgendes:

„Jn einer öffentlichen Verſammlung der U. S. P. D. ſprach
unſer Landrat Kaſparek über die „Lehre aus den Reichs
tagswahlen“. Seine Ausführungen gipfelten in der Schluß-
folgerung, daß die Revolution noch nicht beendet
iſt und ein Umſturz ohne Rückſicht auf die
Wahlergeb niſſe und alsdann die Herrſchaft
der Arbeiterklaſſe kommen müſſe. Wann, ob in
den nächſten Tagen, Wochen oder Mongaten, und mit welchen
Mitteln, ob durch Generalftreik oder vergleichen o8
vorauszuſagen ſei außerordentlich ſchwierig und auch tat tſch

nicht ratfam.
Jm m erhezſen war 6 gauch, wo Kaſparek in en

Verſammlung II. S. P. D. den Verſammlungsteilnehmern
Richtlinien gab, wie eine Abwälgung der Steuern
auf die beſitzenden Klaſſen möglich ſei. Anſchließend an dieſe
„Aufklärung“ durch den Herrn „Landrat“ wurde in einer Ent Erhöhungen ſoll ſpäteſtens bis aum 20 Juli 1920 erfolgen

Zwangsherrſchaft einſetzen würde, deren Folgen nicht abzu
ſehen wären, und die leicht zu neuen kriegeriſchen Verwick-
lungen führen könnte.

Reichswehrminiſter Dr. Geßler und General von Seeckt
ſind heute nachmittag 2 Uhr im Auto von Aachen kommend im
Hotel Annette et Lubin eingetroffen. Sie begaben ſich ſofort
zu einer Beſprechung in die Villa des Reichskanzlers.

Keine Beſprechung der Danziger Frage
b. Spa, 6. Juli.

Von zuſtändiger deutſcher Seite wird mitgeteilt: Bei der
geſtrigen erſten Sitzung der Konferenz war als letzter Pro-
grammpunkt die Danziger Frage aufgeſtellt worden.
Die deutſche Delegation hatte dagegen keinen Einſpruch er-
haben, da angenommen werden könne, daß in Verbindung
damit ſämtliche ſchwebenden Oſtfragen erörtert werden
ſollten. Da es ſich um ein Mißverſtängnis handelte, ſo iſt
die Danziger Frage wieder von der Tagesordnung
ab geſetzt worden und die bereits hergebetenen Sachver-
ſtändigen werden ihre Reiſe hierher nicht antreten.

Die nächſte Konferenz findet heute nachmittag 314 Uhr
im Schloſſe de la Frineuſe ſtatt. Es kommt dabei die
militäriſche Frage zur Behandlung. An der Sitzung werden
noch die bis dahin erwarteten Reichswehrminiſter Dr.
Geßler ſowie General v. Seeckt teilnehmen.

w. Spa, 6. Juli.
Die engliſchen Sachverſtändigen befrhäftigten ſich geſtern mit

der auf die letzte Mitteilung der türkiſchen Delegation, betreffend
die Bedingungen der Alliierten zu erteilenden Antwort. Eng-
liſche Kreiſe ſind der Anſicht, daß die Antwort wahrſcheinlich jede
Erörterung der türkiſchen Vorſtellung verweigern und einfach
beſagen wird, die rechtmäßige türkiſche Regierung
müſſe den Vertrag ſo unterzeichnen, wie er ihr übergeben worden
iſt, oder ſie habe ſich als im Kriegszuſtande befindlich zu be
trachten. Morgen wird eine Sitzung des Oberſten Rates ein
berufen werden, um die endgültige Entſcheidung zu treffen.

ſhließung gefordert, „daß die 10 v. H. Lohnabzug vom Unter
nehmer zu tragen ſeien“. Den Erfolg dieſer unverantwortlichen
Hetzarbeit eines Mannes an boher und verantwortlicher Stelle
hat ja denn auch in Mitteldeutſchland ſchon Erfolge gezeitigt, wie
wir ſie eingangs berichtet haben. Es wird zur Erreichung der
Ruhe und Ordnung in Mitteldeutſchland, mithin zur Aufhebung
des Ausnahmezuſtandes in Mitteldeutſchland notwendig ſein,
ſolche Männer, wie dieſen Herrn „Landrat“ von ihren Poſten,
auf den ſie eine Regierung vor dem 6. Juni und die Buſen-
freundſchaft mit den Leuten „von Einfluß gebracht haben, zu
entfernen. Solange ein Landrat ſolchen Schlages in
Mitteldeutſchland wirken kann, wird der „Streikwille“ der U. S. P.
fortbeſtehen. Er wird ſich bei jeder greifbaren Gelegenheit
zeigen, ſchon um die derzeitige Regierung ſühlen zu laſſen, daß
die Funken der Gefahr im nitteldeutſchen Brand
herd noch nicht erloſchen ſind, die die Schwäche und die Unent-
ſchloſſenheit der Revolutionsregierung einer neuen Zeit als böſes
Erbe hinterlaſſen haben.

Wie ſtark für die Arbeiter des mitteldeutſchen Reviers geſorgt
wird, erſieht man aus der Vereinbarung zum Tarifvertrag vom
17. April 1920 der Arbeitgeber mit den Grubenarbeiterverbänden,
die, wenn ſie von der Regierung anerkannt wird, neue erhebliche
Zuſchüſſe den Bergarbeitern gewährt. Man berichtet darüber:

Die Verhandlungen über eine Aenderung der Lohntafel des
am 17. April 1920 zwiſchen dem Arbeitgeberverband für den
Braunkohlenbergbau und den Arbeiterverbänden abgeſchloſſenen
Tarifvertrages, die am 3. Juli 1920 unter Vorſitz des Referenten
im Reichsarbeitsminiſterium, Herrn Dr. Tiburtius, in Halle a: S.
ſtattfanden, haben zu folgendem Ergebnis geführt:

J. Die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeiter erſuchen die
Reichsregierung um Anordnung, daß mit Wirkung ab 1. Juni
1920 die zur Senkung der Nahrungsmittelpreiſe abzuführenden
Beträge in Höhe

von 2,00 Mark je Tonne Briketts,
und 0,70 Mark je Tonne Rohbraunkohle

(Beſchluß des Reichskohlenverbandes vom 30. Dezember 1919),
ausſchließlich für Beſchaffung von Nahrungsmitteln zugunſten der
am Tarifvertrage beteiligten Arbeiter verwandt werden ſollen.
Die Aufwendung dieſer Beträge würde dazu führen, jedem
Arbeiter wöchentlich ein Pfund Fett koſtenfrei zu liefern.

II. Das Kindergeld wird mit Wirkung ab 1. Juni 1920 um
100 Progoent erhöht.

III. Das Hausftandsgeld wird urtt Wirkung ab 1. Juni 1920
an 650 Prozent erhöht. Für die Randreviere im Einne der
Lohntafel des Tarifvertrages vom 17. April 1920 ſoll dieſe Ex

ng unter der Bedingung gelten, daß die Regierung auf
führung der in Ziffer 1 erwähnten Beträge aus dieſen Redieren
derzichtet, ohne daß dadurch den Belegſchaften dieſer Reviere ein
Nachteil in der Lebensmittelverſorgung erwächſt.

IV. Die ahlung der in Ziffer 2 und 3 vereinbarten
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Tardieus Enthüllungen und die neuen
Verhandlungen in Spa

Der Streit um die Enthüllungen Tardieus über den günſti
geren Frieden, den Deutſchland bei einiger Feſtigkeit ſeiner Re

erung hätte haben können, hat nunmehr auch den Reichstage Daß Helfferich dieſe Mitteilungen in öffentlicher
rſammlung in den Wahlkampf geſchleudert hat, das hat auf

der Linken, jn den Kreiſen der Regierung die ungeheuerſte Auf
regung hervorgerufen. Die Verſuche aber, die Sache abzu
leugnen, ſie als „Legende“, als Jrreleitung der Wähler, als

el hinzuſtellen, ſind kläglich geſcheitert. Tardieu, der als
Mitarbeiter Clemencegus auf der e reren genau
unterrichtet war, hat in der franzöſiſchen Kammer genau die
Angaben Helfferichs über die Bedingungen beſtätigt, unter
denen die Alliierten bereit waren, Deutſchland den Frieden zu
gewähren. Frankreich allerdings kannte in ſeiner Furcht und
Rachſucht keine Grenzen, ber ſchon damals war England
durchaus nicht ohne weiteres mit ſeinen Forderungen einver-

ſtanden, in ſeinem wohlverſtandenen Jntereſſe liegt es auch jetzt
noch, deſſen Machtſtellung nicht zu groß werden zu laſſen. Die
unverhoffte Nachgiebigkeit der deutſchen Regierung erfüllte die
kühnſten Wünſche der Franzoſen und beſtärkte ſie in ihrer
Meinung, daß von dieſem, ſeiner beſten Führer bevaubten, durch
Aufregung und Entbehrung aus dem ſeeliſchen Gleichgewicht
gebrachten, von ſkrupelloſen Agitatoren verhetztem Volk kein
Widerſtand auch gegen die ſchamloſeſten Forderungen der
Sieger zu erwarten ſei.

Nun geruhen dieſe endlich mit Deutſchland wenigſtens in
ſoweit in perſönliche Verhandlungen zu treten, als man ihm
geſtattet, ſeine eigene Auffaſſung von den Möglichkeiten der
Ausführung des Friedensvertrages vorzutragen. An dein Ver-
trag ſelbſt hält man mit aller Starrheit feſt. Jhn von Grund
aus zu revidieren, würde der ſchon erſchütterten Einheitlichkeit
der Verbündeten vollends den Reſt geben. Eben hat man ſich
über den Anteil, der jedem einzelnen Staat zufallen ſoll, not
dürftig geinigt, nun gilt es, die Schuld einzutreiben. Da man
doch nicht gut die Regierung und Auspreſſung Deutſchlands
ſelbſt in die Hand nehmen kann, verlangt man Zuſagen unſerer
Regierung. ir dürfen doch wohl annehmen, daß die Ent
hüllung Tardieus über die verpaßten Möglichkeiten doch Ein-
druck auf unſere Vertreter in Spa gemacht haben. Darum,
um ihnen das Gewiſſen zu ſchärfen, hat wohl auch Helfferich
an erſter Stelle das Wort ergriffen und die erbärmlichen Be
ſchimpfungen der Unabhängigen mit demſelben Mut in den
Kauf genommen, mit dem er in Erzbergers Weſpenneſt hinein-
griff. Ueber die Vorausſetzungen der Verhandlungen hat unſere
Regierung inzwiſchen Richtlinien veröffentlicht. Wenn ein
Staat Verpflichtungen übernimmt, muß er mindeſtens wiſſen,
wo ſeine Grenzen liegen, alſo erſt muß die oberſchleſiſche Frage
gelöſt ſein, er muß wiſſen, daß ſeine Zollgrenze auch dort ge
achtet wird, wo ſie im Gebiet der feindlichen Beſetzung liegt.
Sie verlangen ferner, daß die innere Wirtſchafte?hoheit Deutſch
lands unangetaſtet bleibt. Der Satz iſt vieldeutig, fürchtet man
etwa Einwendungen gegen den Achtſtundentag, oder fürchtet
man die Beſchlagnahme beſtimmter Stagtseinnahmen für die
fremden Gläubiger? Die Ernennung des Lord d'Abernon zum
engliſchen Botſchafter in Berlin wirft ein grelles Licht auf dieſe
Möglichkeilen, denn dieſer Herr war vor dem Kriege Leiter der
türkiſchen Schuldverwaltung und hat das ſeinige getan, um den
türkiſchen Staat ſo zu ſelwächen, daß ſein heroiſches Aufbäumen
im Weltkrieg erfolglos bleiben mußte Aber auch hier wäre,
wenn zmän ähnliches in Deutſchland verſuchen wollte, die Zu-
ſtimmung unſerer Regierung Vorausſetzung, und wir dürfen
doch beſtimmt annehmen, daß ſie nie gegeben werden wird.
J Zugleich aber verändert ſich Weltbild gar nicht im
Sinne der Entente. Der Zuſammenbruch der polniſchen Armee
iſt zur Tatſache geworden, die Bolſchewiſten oder die Ruſſen
ſind im beſtändigen Vormarſch. Vor 100 Jahren ſah Napoleon auf
St. Heleng nur zwei Möglichkeiten wird es repühlikaniſch
oder koſakiſch ſein Vielleicht wird es beides zu gleicher Zeit.
Sollte dieſe neue Gefahr nicht einigen Eindruck auf die Häupter
der Entente machen?

Die deutſche Entſchädigung
b. Spa, 6. Juli.

Millerand empfing die polniſchen Vertreter und
den Grafen Sforza, und hatte eine Beſprechung mit Lord
George. Die Sachverſtändigen haben verſucht, den in Brüſſel
aufgeſtelllen Grundſatz betreffend die Verteilung der deutſchen
Entſchädigung zur Anwendung zu bringen. Sie waren ſich klar
darüber, daß das Prioritätsrecht auf 236 Milligrden Goldmark,
das der Vertrag von Verſailles Belgien gewährt, wenn es ohne
Abänderung aufrecht erhalten würde, dazu führen müßte, daß
die erſte zur Tilgung der deutſchen Schuld beſtimmte inter
nationale Anleihe vollſtändig zur Sicherſtellung desBelgien gewährten Privilegs dienen würde. Jnfolgedeſſen hat
man Belgien vorgeſchlagen, daß das Vorzugsrecht beibehalten

e

das

J

DZZJ

(Nachdruck verboten.)

Die Kinderloſen
Roman von Marie Diers.

Er war an dem Hauſe und wollte in den Hof, aber das
Hoftor war verſchloſſen. Wie er die Klinke niederdrückte
und es nicht nachgab, da faßte ihn ein ſo ſcheußliches Ge-
fühl, wie er es im ganzen Leben noch nicht gekannt hatte.
All das Bittere und Jämmerliche, das gleichſam loſe in ihm
heruniflatterte, ſeit er da von dem Stammtiſch kam, zog ſich
zuſantmen, verdichtete ſich und legte ſich auf ihn wie ein
graues Elend, aus dem gar keine Herauskommen war.

Da lehnte ſich der dumme Tien an das Hoftor und
weinte, daß es ihn ſchüttelte, eine ganze lange Weile. Und
wenn er aufhören wollte, kamen wieder Stöße von innen
heraus, und er ſchluchzte weiter.

Plöhlich kamen Stimmen und Schritte die ſtille Gaſſe
hergauf. Herrgott, die Stammtiſchrunde, die nach Hauſe
gingen. Und er, der Apotheker! Wohin? Was tun?
Wenn er jetzt weglief, da ſahen ſie eine- Geſtalt rennen und
hielten ihn für einen Dieb und hetzten hinterher. Wenn
er ruhig vortrat, was ſollte er zur Erklärung ſagen? Wür-
den ſie ihm nicht gleich auf die Spur kommen? Was hatte
er hier am Hoftor zu ſuchen? Die Apotheke, hal! Er
brauchte was er konnte die Nachtglocke ziehn aber ſie
waren zu nahe, die Nachtglocke an der anderen Hausſeite, er
mußte die ganze Rampe entlang alles zu ſpät.

Jn der höchſten Not blieb er nun einfach ſtehen, duckte
ſich feſt in den Winkelſchatten und verharrte regungslos.
Das Herz ſchlug ihm bis in den Hals. Wenn ſie ihn ſahen,
dann war es das Schrecklichſte, was geſchehen konnte, dann
konnte er ſich nur ſelber gleich totſchießen. Oder etwa
ſollte er fich finnlos betrunken ſtellen

Da Gott ſteh uns bei ſie kommen der Apo
der kleine Referendar vom Amtsgericht. Wie ſie

dröhnen, Donner nachmal, die habens ſitzen he? Bleiben
ſie etwa ſtehen? Wahrhaftig dicht vor ſeinem Winkel! Der
Avothbeker hat den andern am Knopf: „Wenn ich Jhnen
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werden ſoll mit dem Vorbehalt, die Summe in mehrere Teil-
ſummen zu zerlegen, deren Bezahlung allmählich erfolgen ſoll.
Unter dieſer Vorausſekung würden die Engländer mit einem
achtprozentigen Anteil von Belgien einverſtanden
bleiben, wie er in Brüſſel feſtgeſetzt worden iſt. Die Frage iſt
noch nicht endgültig entſchieden, aber in gutem Gange.

b. Spa, 6. Juli.
Nach Schluß der Zuſammenkunft prüften die Finangſach-

verſtändigen die italieniſche Note, in der der dpunkt
der Jtaliener in der Frage der Verteilung der Wiederherſtellung
auseinandergeſetzt wird. Ohne Bezug darauf zunehmen, daß
der Jtalien zugeſprochene Anteil an der d Entſchädigung
gen Prozent betragen ſoll, ſtellt die italieniſche Note als Vordingung für die Zuſtimmung Jtaliens den Grundſatz auf, daß

ſein Anteil nicht weniger vier Milliarden betragen ſoll.
Außerdem ſoll Jtalien ein Vorzugsrecht bei jeder
Verteilung der von Oeſterreich und Bulgärien ge-
erre7 Summen haben, und beſonders eine Erhöhung
eines Anteils an der öſterreichiſchen Tonnage.

als

Polen fordert Kufſchub der Kbſtimmung
b. Marienwerder, 6. Juli.

Jn der Erkenntnis ihrer bevorſtehenden Niederlage ſuchen
die Polen durch eine lebhafte Propaganda die Deutſchen um ihre
Erfolge zu bringen. In einem von dem polniſchen Propaganda
Komitee in Marienwerder entworfenen und von Lügen ſtrotzen
dem Proteſt an den Hohen Rat in Paris fordern die Polen
den Aufſchub der Abſtimmung um mindeſtens zwei

ahre, und machen der Jnteräalliierten z
rrienwerder den Vorwurf der Parteilichkeit zugunſten des

Deutſchtums. Sie ſcheuen ſich dabei nicht, den Deutſchen eine
durch nichts gerechtfertigte groß angelegte Betrügerei für den
Abſtimmungstag vorzuwerfen, indem ſie angeben, daß auch
Tauſende von Verſtorbenen in den Wahlliſten aufgeführt ſeien.
Zahlreiche Unterſuchungen der interallierten Kommiſſion in
dieſer Richtung haben aber die Haltloſigkeit all dieſer Verdäch
gungen ergeben. Die polniſche Verhetzung erſchöpft ſich aber
keineswegs in Prozeſſen, ſondern will auch mit der Tat arbeiten.
Bei polniſchen Deſerteuren haben wir einen Ge-
heimbefehl aufgefangen, der beſagt, daß polniſche Truppen
zum Einrücken in deutſches Gebiet für den Fall der
Abſtimmungsniederlage bereit ſtehen. Die Truppen haben
Marſchbefehl in die Gegend von Garnſee und LeſſenSchönthal.
Außerdem hat die polniſche Propaganda durch zahlreiche Sokol
vertreter einen Luftſchiffdienſt eingerichtet, der in den nächſten
Tagen die Deutſchen zu unüberlegten Handlungen verleiten ſoll.
Die Polen haben auch bereits für den Fall ihres Einmarſches
Geiſeln in Ausſicht genommen, wie aus dem Geheimbefehl ein
wandfrei hervorgeht.

Dr. v. Holtum weder in Freiheit
b. Marienwerder, 6. Juli

Dr. v. Holtum iſt heute früh gegen 9 Uhr, von Grau
denz kommend, wieder in Marienwerder einge
troffe n. Die Hunde von ſeiner Rückkehr verbreitete ſich wie
ein Lauffeuer in der ganzen Stadt. Jn kürzeſter Friſt ver
ſammelte ſich eine vielhundertköpfige Menſchenmenge vor dem
Reichshof, dem Sitz des deutſchen Ausſchuſſes in Weſt
preußen, um Dr. v. Holtum zu begrüßen. Jm Namen der
Oſtpreußen und der Weſtpreußen ſprach der Reichstagsabge-
ordnete Dr. Fleiſcher, worauf Dr. v. Holtum in bewegten
Worten einen kurzen Abriß ſeiner Verſchleppung durch
die Polen nach Tornow in Galizien gab, Dr.
v. Holtum, obgleich von ſeinen Strapazen ſehr erſchöpft, nahm
ſeine erfolgreiche Tätigkeit als Leiter der Arbeits
gemeinſchaft in Weſtpreußen ſofort wieder auf.
11 000 abſtimmungsberechtigte täglich über See

transportiert
Die Beförderung der Abſtimmungsberech-

tigten auf dem Seewege geht außerordentlich gut von
ſtatten. Allein am 4, Juli ſind 11 000 Perſonen über See ab
kransportiert worden. Das iſt das Anderthalbfache deſſen, was
als Höchſtleiſtung für den Tag in Ausſicht genommen war.

Polenſorgen
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

h. Warſchau, 6. Juli.
Ein geſtern erlaſſener en des Staalspräſidenten an das

polniſche Volk weiſt mit ernſten Worten erneut auf die ge
fahrvolle Lage hin, in der Polen ſich gegenwärtig be
findet. Der Aufruf fordert zum freiwilligen Eintritt
in die Armee auf.

h. Bukareſt, 6. Juli.Der Leiter der franzöſiſchen Militärmiſſion Pahot hat an
Rumänien ein Hilfegeſuch für Polen gerichtet. Die

wer

in

rumäni Regierung ſoll die Entſendung, von Trup-pen en Snjeſtet vorſehen, um den Sow ettruppen das
weitere Vordringen unmöglich zu machen. Die Oberſte Leitung
der Operation ſoll in franzöſiſche Hände gelegt werden. Köni

erdinand von Rumänien berief daraufhin einen Meiniſterrat.
Es ſtellte ſich heraus, daß nur der neuernannte Außenminiſter

Take Joneseu für n zugunſten Polens war, alle
anderen Miniſter ſtimmten dagegen. Infolgedeſſen iſt das Er-
ſuchen Frankreichs abgelehnt worden.

C

Noch ein Notetat
In der öffentlichen Sitzung des Reichsrats am Sonn

abend ſtanden Berichte der Ausſchüſſe über einen Geſetzentwurf
ur weiteren vorläufigen Regelung des Reichshaushalts für das
echnungsjahr 1920 auf der Tagesordnung.

Der Reichstag ſoll auf Wunſch der Regierung den neuen Not
etat unter allen Umſtänden noch vor der Vertagung verabſchieden.
Wie der Berichterſtatter mitteilte, hat ſich der Reichstag dazu
bereit erklärt und es für zweckmäßig erachtet, während der
Reichsrat noch in der Beratung der einzelnen Etats ſtände, die

n en v e un e W x d r H.e ſeien, n eneht num eichsa ächt dem an e. uß des Reichstages zur Vor
bereitung für das Plenum zuzuweiſen.

Ueber eine S Weſt Einzeletats haben die Ausſchüſſe des
Reichsrats bereits Beſchluß gefaßt. Im allgemeinen ließen ſie
ſich n ſein, mit Rückſicht auf die troſtloſe h tun
lichſt Sparſamkeit walten zu laſſen. Die Ausſchüſſe n ſich
ferner dahin ſchlüſſig gemacht: 1. e die durch den Notetat ge
forderten Stellen alle diejenigen darſtellen, die überhaupt zu
fordern ſind, ſ daß v in dem le Etat neue Stellen
nicht mehr erſcheinen dürfen; L. daß ſämtliche neu zu beſetzenden
Stellen mit bereits im öffentlichen Reichsdienſt ſtehenden Per-
ſonen zu beſetzen ſind und Ausnahmen nur mit Zuſtimmung desFinangminiſters ſtattfinden dürfen; 8, daß die neuen Stellen mit

Wirkung vom 1. Juli zu beſetzen g33 Erledigt ſind dieEtats des Reichspräſidenten, des Reichstages, des Reichsminiſte
riums, des Reichskanglers und der Reichskanzlei. Im letzten Etat
ind die Stellen von zwei Kangleiinſpektoren geſtrichen worden.

rner ſind erledigt die Etats des Reichsjuſtigminiſteriums, des
atentamts, des iums W zufbau und des

beitsminiſteriums. ger allen dieſen Etats ſind Verminderungen
en vorgeſchlagen worden, ſo ſind

Zet weiteres Waven jeder
Uſätzen zuzulaſſen.

lich wurde noch
men vom 30. Juni d. J.
ſtellung der durch den Weltkrieg betroffenen
tumsrechte angenommen. eſer Geſ twurf gewährt u, a.eine Verlängerung der Prioritätsfriſten und dewährt auch neue

Friſten, um bisher unerfüllbare Pflichten erfüllen zu können.
Nach den Erklärungen der Regierung enthält der Enkwurf einen
erhebli Fortſchritt gegenüber den Beſtimmungen des Frie
densvertrages.

m=-2

Handgrangten im Ofen. Während einer re rege Ver
ſammlung, die der internationale Bund der Kriegsbeſchädigten
und Kriegshinterbliebenen in der Tonhalle zu Hagen abhielt, um
für Völkerfrieden und Völkerverſöhnung zu demonſtrieren, flog
der in der Nähe des Rednerpultes aufgeſtellte große eiſerne
Ofen mit gewaltigem Getöſe in die Luft. Die Decke wurde an
verſchiedenen Stellen durchſchlagen, S Fenſterſcheiben ſind
ertrümmert und Stühle und Tiſche durcheinandergeworfen.
Ftwa 40 Perſonen wurden verletzt, darunter eine Anzahl lebens-
gefährlich. Die ſofort vorgenommene polizeiliche Unterſuchung
ergab, daß im untern Teil des großen eiſernen Ofens neben
dem Aſchkaften eine Anzahl HandgranatenSprengkapſeln ver
borgen geweſen war. Man glaubt, daß die Dem t durch
eine in den Ofen geworfene Zigarre oder Zigarette entſtan en iſt

Entſchädigung für die Mitglieder des vorläufigen Riichs-
wirtſchaftsrats. Durch die

Die Mitglieder des vorläufigen efür die Dauer ihrer et zu der Körperſchaft und für
die folgenden acht Tage freie Fahrt auf allen deutſchen Eiſen
bahnen, ferner eine Aufwandsentſchädigung für jeden Tag. an
dem ſie an einer Sitzung der Vollverſammlung oder eines Aus
ſchuſſes teilgenommen Die tägliche Entſchädigung be
trägt für Großberliner Mitglieder 50 Mk., für die übrigen 100
Mark. Für die Hin- und Rückreiſe erhalten die auswärtigen
Mitglieder eine Reiſeentſchädigung von je 100 Mk. Dem Präſi
denten iſt eine Entſchädigung von 1500 Mk. für jeden angefangenen

Monat bewilligt.
S S

ſage, junger Freund, ich als der Aeltere, der bei weitem
Aeltere.“ „Die älteſten Tiere ſind die Papageien,“ ſagte
der Referendar. Blöder Witz. Sie gehen vorüber. Der
Apotheker die Rampe herauf. Ja, der Kerl, der darf ins
Haus ich nicht.

Es hat den Tien doch ein klein wenig erfriſcht, dieſe
Angſt und Not um ſeine gefährdete Männerehre im Hoftor-
ſchatten. Jetzt iſt er wenigſtens wieder halbwegs ver-
nünftiger Bürger, der nachtſtille Marktplatz iſt entgöttert.
Jetzt friert ihn, und er geht nach Hauſe in ſein ſpaniſches, gotiſches, Louis Seize-, Louis Quartorze-, Segeſſions-

und Renaiſſance-Zuhauſe. Er macht alles hell, wo er geht,
und läßt es brennen, wie gewöhnlich. Seine Pute ſchläft,
er betrachtet ſie mit ſchiefen Augen. Sie iſt bleich und
ſchmal, ein bißchen mickrig ſogar, und ihr ſchwarzes Haar,
ihre wirkliche Schönheit, die bei ihm aber nicht verfängt,
liegt in zwei dicken Zöpfen über der Decke.

Wollte Gott denkt er und weiter nichts mehr. Dann
legt er ſich ins Bett und heult.

Es kam der Sommer, und der wurde in dieſem Jahre
ſehr heiß. Tien Gallöper war nun der einzige Arzt in
Ringsort, hatte auch die geſamte Armenkundſchaft und
wurde entſetzlich viel geholt. Er war ſeinerzeit in die
Doktorei eigentlich mehr hineingeplumpſt als gegangen,
ſeine alte Dame hatte dieſen Beruf für ihn ausgeſucht, ihn
gut und ſchön befunden, und er hatte ja auch weiter nichts
dawider. Weil er Glück in allem hatte, eine von Natur
glückliche Hand beſaß, fand er ſich in der Arzterei ſchnell zu
t aber ſo eigentlich am Kern erfaßt, hatte er ſie noch
nicht.

Jn dieſem Sommer ging ihm mancherlei auf, was er
vorher nicht bedacht und nicht beachtet hatte. Er war der
alte, luſtige, unbehinderte Kerl nicht mehr, der über alles

in einer geſunden Oberflächlichkeit.
ihm im Laufe des Winters allerhand Tropfen von Gift und
Salle, Zorn, Schwermut und Not ins Blut gefallen, das

ließ es langſamer und ſchwerfälliger fließen, da merkte er
auf manches auf, das ihm früher nicht des Anblickens wert
gedeucht hätte.

Es waren

Alte Menſchen ſtarben ihm unter den Händen, und
Kinder auch. Eine junge Frau ſtarb im Wochenbett. Das
riff ihn manchesmal über die Maßen an. Wenn er über
and heimfuhr, hockte er in ſeinem hübſchen, blauen Halb

wagen und biß ſich auf die i Er war leicht zu Tränen
gebracht, weichmütig und an ſich ſelbſt verzagt.

JnSeiner alten Mutter wurde er ganz untreu. J
Wochen kam er nicht zu ihr hinauf, und wenn ſie dann in
ihrer Angſt und Sehnſucht herunterkam und ihn beſuchte,
wurde er obendrein grob zu ihr. Sie ſolle doch bloß oben
bleiben, was ſie denn wolle, er ſei doch kein Wickelkind inehr,
und wenn er ſie was zu fragen hätte. würde er ſchon von
ſelber kommen. Da wurde die alte Mutter ganz blaß und
klein und demütig vor ihrem groben Jungen, packte wieder
auf und trug ihr zentnerſchweres Herz den ſteilen Sandweg
wieder hinauf.

Ach Gott, er hatte ja auch recht. Sie hatte ihm dieſe
Frau aufgeredet, und nun bekamen ſie keine Kinder. Ach
Gott, wer konnte das voraus wiſſen. Aber er hatte ja
recht, der Jung. Wenn ſie ihm doch nur etwas zu gute tun
könnte dafür. Und ſie ſchlief nachts nicht mehr vor lauter
Jammer.

Tien doktorte nun an Frauen herum, und überall wur-
den Kinder geboren. Stolze Väter drückten ihm ſtrahlenden
Blickes die Hand, was hatte er davon? Dann fielen Stamm-
tiſchwitze, gegen die er wehrlos war. Sein ganzer unver-
frorener Schneid hatte ihn verlaſſen, er ſaß da, mit rotem
Kopf, dumm, hilflos, begoſſen. Die Gutmütigen bekamen
ſchon Mitleid. „Laßt doch den Doktor zufrieden, jeder
Menſch kann doch mal Pech haben,“ oder ſie klopften ihm auf
die Schulter. „Na, Tienchen, man nicht verzagen. Wasnicht iſt, kann ja noch werden. zag

„Quatſch“, ſagte Tien wütend. Er ging nun vier
Wie er dann wieder

war zum Teufelholen,
er mochte ſie ſo anziehen

Wochen nicht an ſeinen Stammtiſch.
kam, war er noch verlegener.
keine Jacke vaßte ihm mehr,
oder ſo.

(Fortſetzung folgt.)
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a alle

Er 9. Sitzung. w. Berlin, 6. Juli.
Auf der Tagesordnung ſtehen zunächſt Anfragen.
Abg. Hoch (Soz.) fragt, wie weit die nach der Revolution ein

geitete Unterſuchung S der Angelegenheit der Veröffentlichung
Sonn „Vorwärts“ vom 6. März gediehen ſei, der zufolge ein Zen
twurf imeabgordneter im Ausſchuß für Handel und Gewerbe im
r das hre 1917 erklärt habe, daß das Reich durch die Eiſen und

5 tahlinduſtriellen um hunderte von Millionen geſchädigt worden
Not Obwohl dieſe ſich geweigert hätten, die verlangten Selbſt
ieden. Nen Ausweiſe vorzulegen, hat ihnen die Kriegs-Rohſtoffgeſell
dazu t ſtets höhere Preiſe bewilligt. Helfferich wird als

d der Mitwiſſer genannt, desgleichen Dr. Vögler von der Deutſch
die emburgiſchen wen ar Poelaſee der Vertrauensmann der

ts er hſtoſfgeſellſchaft für Preisfragen war.eichs e MNialſcerialire tor Mälder erwiderte, die Vorgänge ſeien

Vor e Regierung bekannt. Eine Denkſchrift ſei darüber dem
Varlament zugegangen, außerdem iſt Intereſſenten Einſicht

e des die Akten des Unterſuchungsausſchuſſes geſtattet worden. Auf
n ſie r im Oktober 1915 ergangene Anfrage ſei eine neue Kom
tun ſſion gebildet worden, deren Ergebnis dem parlamentari
n ſich hen Unterſuchungsgausſchuß vorgelegt worden ſei.
rt ge es daraus geworden iſt, iſt der Regierung nicht bekannt.
t zu Abg. Deglerk (Dtſchntl.) t, wes die Mineraltellen del-Verſorgungsgeſell chaft noch 996,0 Mark für
enden o Kilogramm Bengin verlange, während amerikaniſches Bengin

m Preiſe von 2,75 M. für das Kilogramm in Hamburg zu
g s haben ei.n mit Ein Regierungskommiſſar erwiderte, der Preis entſpreche im
r die gemeinen dem Weltmarktpreiſe. Wegen der Eingelheiten derniſte- Infroge werde es am beſten ſein, ſich an den Reichs wirt-
i Etat ſhaftsrat zu wenden.
orden. Die deutſchnationalen Abgeordneten Mumm und Genoſſen

des gen nach der Rückbe förderung der in Sibirien
z Ar Und MNittelaſien weilenden deutſchen Kriegs und Zivil-

beim Keichskommiſſar Stücklen erwidert, die aus Oſtaſien zu er
wor wartenden Gefangenen ſeien zum Teil ſchon J Teil noch

beits mnterwegs, jedenfalls ſei die Gegend öſtlich des Baikalſees be
g des reits geräumt. Was die Gefangenen aus Sibirien weſtlich des

Kaſtalſees betreffe, ſo ſei hier das Rote Kreuz mit der Ver
t der mittlung befaßt.
ggie unter Hinweis auf die Tatſache, daß nunmehr bereitsHer Riniſter im Auslande weilen und die Einberufung der anderen
ieß ebenfalls zu erwarten ſteht, teilt Präſident Loebe mit, daß der
om ſeichskangler anheimgeſtellt habe, die Reichsktagsverhand-

erher ungen bis nach Beendigung der Konferenz in
Figen Spa zu vertage n.u. a. Das Haus ſchließt ſich dieſem Anſuchen an, ſetzt die noch auf
neue Tagesordnung ſtehenden Interpellationen ab und
nen. ſreitet dann zur Beratung des Antrages Alle-
Zuen jotte (Ztr.).Frie Abg. Allekotte (Ztr.) begründet den Antrag, deſſen Trag

weite darin beſteht, bei Einkommen bis zu 15000 Mark
für jeden Arbeitstag 5 Mark ſtenerfrei zu
jaffen und für jede zur Haushaltung desArbeitnehmers zählende Perſon täglich 1,50 M.
Andererſeits ſoll bei Einkotnmen von 15 900 bis 30 000 Mark der
Steuerſatz auf 15 Prozent erhöht uſw. ſtufenweiſe bis bei Ein
ſommen von 509 000 Mark auf 50 Prozent erhoben werden.

Abg. Eichhorn (U. S.): Seine Partei lehne den Antrag ab
zur die völlige Aufhebung der Steuern könne hier
ehe Dr. Braun (Soz.) ſtimmt für ſeine Partei für den
Antrag

Abg. Leopold (Deitſchn.): Ueber die Ausführungen des un-
abhängigen Redners bin ich erſtaunt. Jm Ausſchuß waren die
Herren rückhaltlos für dieſen Geſetzentwurf. (Hört! Hörtlk) Wir
haben ſeinerzeit die Beſtimmungen über den Lohn-
abzug abgelehnt, weil wir dieſe Schwierigkeiten vorausſahen.
Wir waren uns klar, daß durch dieſes Geſetz das Verhalten
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, das im Intereſſe
des Wiederaufbaues unſerer Wirtſchaft gepflegt werden ſollte,
erſchüttert wird. Jn Konſequenz dieſes Standpunktes hatten

wir die Ausſetzung des Steuerabzugsver-
fahren s beantragt. Wir bedauern, daß dieſem Antrag nicht
ſtattgegeben iſt. Wir haben an den weiteren Beratungen tat
kräftig teilgenommen, ohne unſeren grundſätzlichen Standpunkt
gufzugeben. Wir haben es getan, um ſo ſchnell wie möglich
die Härten des bisherigen Verfahrens zu beſeitigen. Wir
ſtimmen dieſem Geſetzentwurf zu, erwarten jedoch, daß die
ginanzkommiſſion mit den Ausführungsbeſtimmungen begzüg
ch der Landwirte uſw. bei der Rechnung der Naturalienbezüge
auf ihren Geſichtspunkt Rückſicht nimmt. Wir erwarten ferner,
daß bei Verſtößen gegen dieſe Beſtimmung auf dieſe Schwierig-
keiten Rückſicht genommen wird. (Beifall vechts.)

Sozial emokraten und Unabhängigen über das,
was im Ausſchuß geſagt oder nicht geſagt ſei. Dieſe Gr-
örterungen werden noch in einer Reihe perſönlicher Bemerkungen

Geſehentwurf
fortgeſetzt.

wird ſodann in allen drei
Leſungen angenommen.

Der

Das Diätengeſetz für die Reichstagsabgeordneten ge
langt ſodann zur Verhandlung
Der Geſchäftsordnungsausſchuß hat inſofern eine Aenderung

eintreten laſſen, als für unentſchuldigtes Fehlen 50 Mark ſtatt
o We von der Entſchädigung abgegogen werden ſollen.

aragraph 3).
Berichterſtatter Dr. Spahn (Ztr.) beantragt die möglichſt

debatteloſe Annahme.
In der Einzelberatung erklärt ſich Abg. Ledebour (U. S.)

gegen den Paragraphen 8.
Der Paragraph wird gegen die Unabhängigen

ungenommen, ebenſo der ganze Entwurf. Desgleichen
dird der Geſetzentwurf über die Anwendung der
eiſtbegünſtigung auch nicht meiſt begünſtigter
ander ohne jede Debatte in allen drei Leſungen an-
nommen.

Zum Geſetzentwurf über die vereinfachte Form
der Geſebgebung für die Zwede der Ueber
gangswirtſchaft verlangt Frau Zietz (u genauereratung dieſer wichtigen Angelegenheit, die in der Kommiſſion
ſo lange liegen geblieben ſei.

Die erſte und zweite Leſung wird erledigt Gegen die dritte
e w erhebt Abg. Roſenfeld (U. S.) Widerſpruch.

Das Haus vertagt ſich alsdann auf unbeſtimmte Zett.
ätſident Loebe gedenkt zum Schluß der am kommenden
an erfolgenden Abſtimmung in Oſt- und Weſt

teußen, Möge der kommende Sonntag eine überwältigende
undgebung für das deutſche Vaterland werden. Manch er

reäfendes Bekenntnis zur Heimat iſt in dieſen letzten Tagen zu
n gelangt. Das tauſendfache Bekenntnis dort bei Euch iſt

re Heimat unſer Vaterland. Aus dieſem Bekenntuis

Es entſpinnt ſich eine Auseinanderſetzung zwiſchen

enderung des 10igen Lohnabzuges
ber neue Geſetzentwurf wurde im Reichstag gegen die Stimmen der Unabhängigen angenommen

Vertagung des Hauſes auf unbeſtimmte Seit
heraus hoffen wir auch für das Abſtimmungsgebiet in Oſt- und
Weſtpreußen. Bleibt getreul! (Stürmiſcher Beifall und
Händeklatſchen, an dem ſich auch die Tribünen beteiligen.)

Schluß 4 Uhr.
Feuer im Reichstagsgebäude

w. Berlin, 6. Juli.
Heute nachmittag kurz vor 2 Uhr brach im Reichstags

gebäude Feuer aus. Der Fahrſtuhl zur Journaliſten
tribüne war infolge Schieflaufens des Stuhles in Brand ge
raten. Die Flammen ſchlugen bis an die oberen Stockwerke.
Der Fahrſtuhlführer Hoppe, der zufällig allein den Fahrſtuhl
befuhr, wäre rettungslos verloren geweſen, hätten nicht die
Journaliſten aus den oberen Stockwerken große Waſſermengen
in den brennenden Fahrſtuhl geſchüttet. Hoppe konnte ſchließ-
lich aus dem Fahrſtuhl befreit werden und wurde ins Kranken-
haus gebracht. Der Brand konnte bald gelöſcht werden.

Der preußiſche Stgatshaushaltsetat

Preußenparlament
w. Berlin, 6. Juli.

Die Vertreter der Regierung beantworten Ar eine
Reihe von Anfragen. Darnach entbehren die Gerüchte von einer
beabſichtigten Schließung oder Verlegung der Univerſität Marburg eder Begründung. Die Studenten-
ausſchüſſe werden en jetzt nach dem Verhältniswahlſyſtem ge-
wählt. Die Ausſtellung von Erlaubnisſcheinen zum Sammeln
von Beeren und Pilzen in den Staatswaldungen erfolgt auch
in dieſem Jahre gegen eine Gebühr von 5 Pfg.

Ein Ergänzungsgeſetz zum Notetat zur Ein
richtung eines Fürſorgeamkes für Beamte aus dem Grenzgebiet
geht an den Haushaltsausſchuß.

folgt die erſte Beratung des Staatshaushalts-
etats.

Abg. Dr. Nade (Dem.): Jch beantrage, den Etat ohne Aus
ſprache dem Haushaltsausſchuß zu überweiſen. Zur großen
politiſchen Debatte iſt dieſe Zeit nicht angetan.

Abg. von der Oſten (Dn.): Mit der Schlußfolgerung bin ich
einverſtanden, den Antrag ſelbſt aber müſſen wir zurückweiſen.
Wir können, ohne die großen Intereſſen in Spa irgendwie zu
den, ſehr wohl in eine ſachliche Erörterung ein-

eten.
Abg. Siering (Soz.): Da dem Antrage der Demokraten

ſchon im Aelteſtenxat von drei Parteien widerſprochen worden
iſt, war erwarktet, daß er nicht mehr eingebracht werden würde.

Abg. Porſch (Ztr.) und Dr. Krauſe (D. Vpt.) ſind für den
Antrag Rade.

Abg. Ludwig (U. S.) iſt dagegen.
Der Antrag Rade iſt infolge des erhobenen Wider

ſpruches erledigt.
Das Haus tritt in die Tagesordnung ein.
Finanzminiſter Lüdenrann: Der Etat konnte nicht früher

eingebracht werden, weil es wegen der Unſicherheit der
politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe
den meiſten Verwaltungen an den erforderlichen Unterlagen
fehlte. Der Etat unterſcheidet ſich weſentlich von ſeinen Vor
gängern, denn er bezieht ſich auf verkleinertes Land und eine
verkleinerte Verwaltung. Die Steuer und Eiſenbahn-
verwaltung iſt auf das Reich übergegangen. Jetzt muß
der Beamten- und Verwaltungsapparat den verkleinerten Be
dürfniſſen angepaßt werden. Die Einnahmen und Aus
gaben werden geſchätzt auf 5,6 Milliarden gegen 9,6 Milliarden
im Vorjahre. Das Jahr 1919 wird mit einem Fehlbetrage
von 4 Milliarden abſchließen. Die Haupteinnahme des
neuen Etats iſt der Anteil an einer Reichsein-
kommenſteuer. Weſentlich mehr Einnahmen ergeben ſich
bei der Forſtver waltung aus den Holzverkäufen. Neu
in dem Haushaltsplan ſind die Ausgaben für das Wohlfahrts-
miniſterium. Bei der Artfſtellung des Etats iſt überall nach den
Grundſätzen größter Sparſamkeit verfahren worden. Der Stand
der preußiſchen Schulden war am 1. April 10,6 Milliarden fun-
dierte und 14,6 Milliarden ſchwebende Schukden. Dieſe Schulden
gehen infolge des Eiſenbahnabkommen s auf das ſſeich
über. Preußen wird dadurch zwar ſchuldenfrei, bleibt aber in
der Lage des ſelbſtſchuldneriſchen Bürgens. Die Finanzlage
Preußens iſt recht ſchlecht geworden. Für mehr als zwei
Milliarden laufende Ausgaben iſt noch keine Deckung vorhanden.
(Hört, hört!) Die Finanzlage des Etats iſt ſehr ernſt. Mit der
Vereinfachung der Verwaltung und Rechtſprechung muß Ernſt
gemacht werden. Vielleicht kann man alle Betriebsverwaltungen
in einer Hand vereinigen. (Sehr richtig!)
der Verwaltung ſich bemühen, mit kleinſten Aufwänden das
Größte zu leiſten, dann brauchen wir auch jetzt noch nicht an
Preußens Zukunft zu verzweifeln. (Beifall.) Die Redezeit
wird auf eine Stunde beſchränkt.

Abg. Woldt (Soz.): Die Wahlen zum Reichstage haben eine
veränderte politiſche Lage geſchaffen. Die Rechte hat den Wahl-
kampf mit den verwerflichſten Mitteln geführt. (Lachen rechts.)
Auch die Anſchauungen der äußerſten Linken teilen wir nicht,
ſie treiben ihre Politik von dem Standpunkt der Parteitaktik,
aber nicht der wirtſchaftlichen Not wegen. Die Arbeitgeber
ſollten f vor Stillegung der Betriebe hüten, ſelbſt wenn ſie
zei g mit Verluſt arbeiten, ſonſt vermehrt ſich die Arbeits-
loſigkeit noch mehr und wird eine Quelle der Unruhen. Der
Keſſel ſteht ſchon jetzt auf Hochſpannung. Wir kommen zu einer
Kataſtrophe, wenn nicht bald eine energiſche Sozialiſierung
einſetzt. Wir werden nach Kräften mitarbeiten, daß wir zur
Wiedererſtarkung kommen. Das deutſche Volk kann nicht untevr-
gehen und man wird es auch nicht ſtreichen können in der Reihe
der Kulturnationen. (Beifall bei den Sozialdemokraten.)

Abg. RiehlFulda r Bei der jetzigen rückläufigen Kon
junktur in Handel und Gewerbe wird es ſchwer fallen, zu einem
Ausgleich im Etat zu kommen. Jch fürchte, daß die Ein
kommenſteuerbeträge hinter den Schätzungen zurückbleiben wer-
den. Trotz der finanziellen Not beſchäftigen uns neue Vorlagen
die über 430 Millionen Mark erfordern und die wir im Hinbli
auf die Arbeitsloſigkeit und die Volksbedürfniſſe nicht
ablehnen können.

bg. Dominicus (Dem.) bittet, nachdem er zunächſt der oſt
preußiſ Abſtimmungsgebiete gedacht hatte, den Finanz-
miniſter, dafür zu ſorgen, daß die Steuerverwaltung ihren
ſchwierigen verwaltungstechniſchen Aufgaben mehr gerecht wird
als bisher. Das Ausführungsgeſetz zu den neuen
Steuern iſt ſo kompliziert, wie wir noch keins geſehen haben.
Für die Erſparniſſe, die gemacht werden ſollen, wäre es gut, ein
einheitliches Programm aufzuſtellen. Die Kanalvorlage bedarf
der ſchnellſten Verabſchiedung, um neue Arbeitsgelegenheit zu
ſchaffen. Die Arbeitsloſenfürſorge müſſen wir einſchränken.
Von den öffentlichen Beamten müſſen wir verlangen, daß ſie
feſt guf dem Boden der Verfaſſung ſtehen.

Abg. von der Oſten (Dn.): Wenn nicht größere Spar
ſamkeit einſetzt, iſt die e g. Kataſtrophe unver-
meidbar. edauerlich iſt die vom Miniſter Lüdemann
eänft erhobene Forderung, daß alle Beamten fich als gute Re
publikaner und echte Demokraten fühlen müßten, das wider
ſpricht der Reicheverfaſſung, die don Beamten volle Frei-
eit der politiſchen Meinung gewährleiſtet. Die

Neuwahlen ſollten auch in Preußen ſo früh wie möglich ſtatt
finden. Wir erſuchen die Regierung, das Wahſgeſetz in der
nächſten parlamentariſchen Pauſe fertigzuſtellen. Jn der Ver-
faſſung wünſchen wir eine Kammer der Arbeit feſtgelegt zu

Wenn alle Zweige

r

ſehen, die als zweite Kammer manches Unheil verhlüten könne.
Jn wirtſchaftlicher Begiehung v ſich alle Fürſorge der
Kräftigung der Landwirtſchaft und Jnduüſtrie
zuwenden.

Nach den Wahlen im Reich hat dieſeAbg. Leid (U. S.):
Landesverſammlung gar keine Exiſtenzberechtigung

daß die Beratungmehr. Wir halten es daher auch für
dieſes Etats nicht zu Ende geführt werden kann. Wir fordern
die ſchleunige Ausſchreibung der Neuwahlen. Des
weiteren verlangen wir die Beſtellung des Stagatskommiſſars
für die öffentliche Sicherheit. Der Klaſſenkampf muß zum
Sozialismus führen. (Beifall bei den Sozialdemokraten.)

Die Berakung wird abgebrochen.
Ohne Ausſprache wird der Geſetzentwurf über Neu

regelung der evangeliſchen nin den älteren Provinzen in erſter Leſung erledigt, ebenſo die
Novelle zum Pfandleihgeſetz.

Eine Reihe weiterer Geſetzentwürfe wird ohne Ausſprache
den zuſtändigen Ausſchüſſen überwieſen, darunter der Geſetz
entwurf auf Einführung einer Altersgrenze
(Zwängspenſivnierung).

Präſident Leinert wendet ſich gegen einen Vorwurf der
Korreſpondenz der Deutſchnationalen Volkspartei und der
„Deutſchen Tageszeitung', er hätte die Nachprüfung der Beſol-
dungsgeſetze verſchleppt.

Abg. Oelze (Dn.): An der loyalen Geſchäftsführung des
tPräſidenten hat die Korreſpondeng in keiner Weiſe

Wir teilen aber die Anſicht des Präſidenten über die vent
der Geſchäftsordnung nicht, daß der Beſoldungsausſchuß nich
mehr zur Nachprüfung der Beſoldungsgeſetze befugt geweſen ſei.

Nächſte Sitzung Mittwoch 12 Uhr: Kleinere Vorlagen.
Schluß: 634 Uhr.

Deutſchnationale Parlamentsarbdeit
Heimarbeit und Arbeitsloſenverſicherung.

Die deutſchnationale Führerin der Heimarbeiterinnen,
Margarete Behm, ſtellt im Reichstage folgende Anfrage:

„Wie aus einer Eingabe des Gewerkvereins der Heimarbeite-
rinnen hervorgeht, iſt in dem Geſetzentwurf über die Arbeits-
loſenverſicherung die Einbeziehung der Hausgewerbetrei-
benden (Heimarbeiterinnen) nicht vorgeſehen. Dieſe Tat-
ſache hat in den betreffenden Arbeiterinnenkreiſen ſchwere Ent-
täuſchung hervorgerufen.

Welche Gründe ſind für die Ausſchließung der Hausgewerbe-
treibenden (Heimarbeiterinnen) maßgebend geweſen?

Jſt die Reichsregierung bereit, entſprechend dem Antrage des
Gewerkvereins der Heimarbeiterinnen in eine Nachprüfung dieſer
Angelegenheit einzutreten und die Hausgewerbetreibenden
(Heimarbeiterinnen) in die Arbeitsloſenverſicherung einzu
gliedern

e

Wieder der Lohnabzug! Der Reichefinanzminiſter hat nun
mehr ſeinen Erlaß, wonach vom 25. Juni ab für den Geldwert
der Beköſtigung, der De putate uſw. ebenfalls 10 Proz. bis zur
Höhe des Barlohns einbehalten werden ſollten, widerrufen. An
geblich, weil die Bewertung der Natural und ſonſtigen Sachbe
züge durch die Verſicherungsämter nicht gleichmäßig r
wird. Es ſollen deshalb zunächſt nur 10 Prozent
des Barlohns einbehalten werden. Die Einbehal.tung der weiteren Abgüge auf Natural- und ſonſtige Sachbegüge
(Beköſtigung uſw.) e erſt am 1. Auguſt in rft treten. Wer
bereits auf Natural- und Sachbezüge Steuermarken geklebt hat,
muß nun alſo ſehen, wie er ſein Geld wiederbekommt.

Antrag betr. die Regelung der Schlichtungsausſchüſſe.
Abg. Arnſtadt und Genoſſen beantragen, die Reichsregie

rung zu erſuchen:t die geſetzliche Regelung der Schlichtungsausſchüſſe mit
größter Beſchleunigung herbeizuführen;
bis zum Jnkrafttreten dieſer geſetzlichen Regelung auf
Grund des Geſetzes vom 17. April 1919 (ReichsGeſetzbl.
S. 394) um ein Verderben erheblicher Teile der Ernte
zu verhüten und um hierdurch die Volksernährung ſicher-
zuſtellen unverzüglich eine Verordnung zu erlaſſen,
durch welche
a) Arbeitseinſtellungen und Ausſperrungen in kandwirt

ſchaftlichen Betrieben als lebenswichtige Betriebe
insbeſondere während der Saat- und Erntezeit vor
Anruf und Entſcheidung der zuſtändigen Schlichtungs
ausſchüſſe verboten werden,

d) Maß regelungen und terroriſtiſchen Ausſchreitungen er
Art mit aller Entſchiedenheit entgegengetreten wird;

c) Maßnahmen getroffen werden, welche die Durchfüh-
rung der Entſcheidungen der Schlichtungsausſchüſſe
ſicherſtellen.

Eine Anfrage an den Reichspräſidenten
Sowohl den engliſchen als auch den franzöſiſchen Botſchafter

hat bei deren Antrittsbeſuch der Reichspräſident Ebert im
Namen der Regierung „der deutſchen Republik be-
grüßt. Art. 1 der Weimarer Verfaſſung nennt aber ebenſo wie
die Ueberſchrift ausdrücklich als Begeichnung unſeres Staates
„das Deutſche Reich. Weshalb hat der Reichspräſi
dent dieſe verfaſſungsmäßige Bezeichnung erſetzt durch „die
deutſche Republik

Warenhausdiebſtahl. Jn der Nacht vom Sonntag auf Mon
tag iſt in einem Warenhauſe in der r r in Schleiz
in gebrochen worden. Geſtohlen wurde ein großer Poſten Stoffe,
Wäſche uſw. im Geſamtwerte von ungefähr 150 000 Mark. Es iſt
eine Belohnung von 5000 Mk. ausgeſetzt worden.

Halle und Umgebung
Halle, 7. Juli.

Die Ermordung des Bergrats Dr. Vogelſang
vor dem Schwurgevicht.

Montag nachmittag begann die Verhandlung über die Er-
mordung des Bergrats Dr. Vogelſang vor dem Schwur-
gericht. Dr. Vogelſang iſt bekanntlich am 15. März in Eisleben
von kommuniſtiſchen Arbeitern erſchoſſen worden. Als Haupt-
angeklagte ſtanden Werkmeiſter Koch, Zimmermann Engel
und Bergmann Saalfeld vor den Geſchworenen. Sie hatten
ſich wegen vorſätzlichen Totſchlags, Tötungsverſuch, Nötigung,
Hausfriedensbruch und unbefugten Waffentragens zu verant
worten. Wir kommen auf die Verhandlung ausführlich zurück.

Bad Wittekind. Das wegen ungünſtigem Wetter am
30 Juni ausgefallene Abendkonzert vom Philharmoniſchen
Orcheſter und der Kapelle des R hr Landesjäger
Regiments Nr. 82 findet morgen Mit abends 8 Uhr ſtatt.
Vei gutem Wotter wird um 9 rer äbgebranntDe De ewerden (Siehe Anzeige in dorigen
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Familien Nachrichten
Verlobung: Eva Sack und Dr. med. Ernſt Haſſencamp.
Tode l. Am 8. Aull Maurer HKanl Goaß
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Wirtſchaftliche Rundſchau
Die wirtſchaftliche Programmrede des neuen Reichs

kanzlers hat im allgemeinen eine wohlwollende Beurteilung
erfahren. Aber letzten Endes kommt es ja viel weniger auf
Worte als auf Taten an, und deshalb kann man es begrüßen,
daß der Reichskanzler die Regierung nicht etwa auf ein über
ſtürzendes Tempo in der Durchführung des Soziali-
ſierungsprogramms feſtgelegt hat. Vaterländiſches
Pflichtgefühl gebietet zunächſt einmal abzuwarten, wie ſich die
bisherigen Sozialiſierungsmaßnahmen in der Praxis bewähren
werden. Jn dieſer Beziehung dürfen wir zu dem neuen
nett das Vertrauen hegen, daß es ſich nicht durch die Angſt vor
der Straße zu Experimenten mißbrauchen laſſen werde, die in
jedem Falle verhängnisvoll werden müßten. Erwartungsvoll
ſieht man der Wirkſamkeit des neuen Reichswirtſchafts
miniſters entgegen; ihm ſind allerdings die Hände bis zu
einem gewiſſen Grade gebunden durch die Erklärung des Reichs
kanzlers: „Eine Beſſerung unſerer Verſorgung darf beſonders
von der begonnenen Lockerung der Zwangs wirtſchaft
erwartet werden. Allerdings kann bei den heutigen Ernäh
rungsverhältniſſen die Forderung nach völliger Wiederher-
ſtellung des freien Verkehrs für die wichtigſten Nahrungsmittel
noch nicht erfüllt werden. Unſere Ernährungspolitik muß von
dem Grundſatze geleitet ſein, daß in Zeiten der Knappheit der
Staat einem jeden die Befriedigung ſeines dringendſten Bedarfs
zu erſchwinglichen Preiſen ſichern muß. Es kann nur ein plan
mäßiger Abbau in Frage kommen, der dem jeweiligen
Stande der Produktion und der Verſorgung Rechnung trägt.
Auf den zahlreichen Gebieten jedoch, auf denen eine öffentliche
Bewirtſchaftung keine unbedingte Notwendigkeit mehr iſt, auf
denen der freie Handel eine beſſere und billigere Verſor
gung herbeiführen kann, wird der Abbau mit Beſchleunigung
weitergeführt werden.“

Das iſt immerhin ein anderer Ton, als wir ihn von den
Reichskanzlern Bauer und Müller ſowie dem Reichswirtſchafts
miniſter Schmidt bezüglich der Zwangswirtſchaft gewöhnt waren,
und mit Freude wird auch der freie Handel begrüßen, daß die
gegen ihn herrſchende Animoſität, die ſich in dem Ausdruck
„verantwortungslos“ Luft ſchaffte, in der neuen Regierung
keinen Platz mehr hat. Aber vor weitgehenden Hoffnungen be
züglich der Beſeitigung der Zwangswirtſchaft wird man ſich
auch jetzt noch bewahren müſſen. Der Wirtſchaftsminiſter Dr.
Scholz wird einen energiſchen Kampf gegen die Wirtſchafts
ſtellen führen müſſen, die ſchließlich nur noch für die Befriedi
er des Selbſtintereſſes ihre „verdienſtvolle“ Tätigkeit ent

n.
Vor allem kommt jetzt die Wiederaufrichtung

unſeres Außenhandels in Betracht, nachdem er infolge
der verfehlten Wirtſchaftspolitik der demokratiſch- ſozialiſtiſchen
Regierung mehr und mehr unterbunden worden iſt. Von nam-
haften Stellen ſind die gewaltigen Schäden der ſtaatlichen
Ausfuhrkontrolle in Verbindung mit den Ausfuhr
abgaben bezeugt worden. Wir kennen aber auch die anderen
Gründe, die unſere lebhaft entwickelten auswärtigen Handels-
beziehungen über alles Erwarten ſchnell zum Stillſtand gebracht
haben: die maßloſe Lohntreiberei, Arbeitsunluſt und Verkür-
zung der Arbeitszeit. Die Arbeiterſchaft iſt jetzt einfach vor die
Frage geſtellt, ob ſie durch vermehrte Arbeitsleiſtung
bzw. Lohnermäßigungen zur Wettbewerbsfähgtikeit
unſerer Erzeugniſſe auf dem Weltmarkt beitragen oder das
Heer der Arbeitsloſen vermehren wolle. Daß Lohnherabſetzun
gen jetzt ermöglicht werden können, unterliegt keinem Zweifel
mehr, denn Preisermäßigungen für wichtige Nahrungsmittel
und Gebrauchsgegenſtände, namentlich in der Bekleidungs
induſtrie, ſind bereits zu verzeichnen. Ob ſie Beſtand haben
werden, iſt freilich fraglich angeſichts der ſtark zunehmenden

n Verelendung unſerer Reichsfinanzen, DerReichsfinanzminiſter Dr. Wirth ſtellte ſoeben unſere Reich s-
ſchuld auf 265 Milliarden feſt, das Defizit bei den

n Reichseiſenbahnen auf mehr als 15 Milliarden, das der Reichs
poſt auf 1 Milliarde. Dazu das ſteuerliche Erdroſſelungsſyſtem,
das trotzdem keine Ausſichten eröffnet, unſeren v'elſeitigen
Verpflichtungen nachzukommen. Man ſucht vergeblich nach dem
ſtarken Mann, der Hilfe aus größter Not bringen könnte. Jn
der Tat iſt der Ausblick troſtlos, da es völlig unmöglich iſt, ſelbſt
mit allen zu Gebote ſtehenden Hilfsmitteln unſere Reichsfinan
zen geſunden zu laſſen. Man wagt es kaum auszudenken,
welchen furchtbaren Unglück wir rettungslos verfallen müſſen,
und doch weiß man, daß Selbſttäuſchung die Lage eher ver
ſchlechtern als verbeſſern muß.

Unſerer Valuta, die ſich während der letzten Monate
weſentlich gebeſſert hatte, harrt ein böſes Schickſal. Weit-
blickende Finanzpolitiker hegen ſchon keine Zweifel mehr, daß ſie
in naher Zeit wieder den Stand vom Januar- Februar erreichen,
vielleicht ſogar noch unterſchreiten werde. Das müßten auch die
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Ententeländer erkennen, die jetzt in Spa mit Deutſchland über
deſſen Lebensſchickſal die letzte Entſcheidung treffen ſollen. Was
wir bisher erfahren haben, läßt aber die Abſichten unſe-
rer ehemaligen Feinde in ſehr zweifelhaftem
Lichte erſcheinen, und es wird von deutſcher Seite große
Mühe und Jntelligenz aufgewandt werden müſſen, um Ver-
trauen zu unſeren redlichen, auf die Erfüllung des Verſailler
Friedensvertrages gerichteten Beſtrebungen zu erwecken und
insbeſondere Frankreich und England davon zu überzeugen, daß
ihr Schickſal mit dem des Deutſchen Reiches eng verbunden iſt.

Von dieſem Geſichtspunkt ſind auch die Macht mittel zu
beuwrteilen, die uns zugeſtanden werden ſollen zur Aufrecht-
erbaltung der Ruhe und Ordnung Täuſche man
ſich doch nicht über die bolſchewiſtiſche Gefahr. Die Regierung
iſt über die Bildung und Stärke der roten Armee ziemlich genau
unterrichtet; die jetzt in zahlreichen Städten entfeſſelten
Lebensmittelkrawalle ſind Vorläufer des Bolſchewis-
mus. Mögen doch Grzeuger und Händler ſich davon überzeugen
laſſen, welchen Gefahren ſie entgegentreiben durch die Verteue-
rung wichtiger Lebensmittel, deren Preisbildung jetzt alle na

n nicht durchgeſetzt werden, da die

i rege Wiedereinſetzung der Bautätigkeit erwarten.

türlichen Grundgeſetze verleugnet. Jhre Aufgabe iſt es, durch
Maßhalten weiteren Unxuhen vorzubeugen; verſäumen ſie dieſe
Pflicht, ſo werden ſie ſich nicht zu wundern brauchen, wenn in
breiten Maſſen des Volkes das Mitgefühl für ihre Drangſalie-
rungen abſtumpft.

Hanclel, Jnduſtrie, Handwerk
Kalkverteilung für Juli, Auguſt und September. Die

Kohlenverſorgung der Kalkwerke hat ſich in den Monaten Februar
und März gebeſſert, iſt aber im April leider wieder zurückgegan
gen. Der Schwemmſteininduſtrie, dem Baugewerbe und der
Landwirtſ-haft konnten infolge der beſſeren Brennſtoffverſorgung
der Kalkwerke größere Mengen Kalk zugeführt werden als in den
erſten Monaten des Jahres. Durch die Stockung der Bautätigkeit
iſt eine gewiſſe Sättigung des Marktes an Baukalk eingetreten,
während der Mangel an Weißkalk nach wie vor ſehr groß iſt. Die
von vielen Seiten angeſtrebte Lockerung der Kalkbewirtſchaftungs-

beſtimmungen, r h ine meſcheinigungen ezirkswohnu mmiſſare, konns e venoen Etehlen den heker
betrachten und baldige

d ehtenher da
ſchlagene Kalkverteilung für Juli, Auguſt und September wurde

fluß an Baukalk nur als vorübe

ſtimmig wie k beſchloſſen: Eiſen und Stahlwerke 580 000 To.,ne e 35 800 To., Chemiſche Induſtrie 30 000 To.,
Kokereien und Gasanſtalten 4000 To., Landwirtſchaft 40000 To.,
Baugewerbe 78 000 To., Kalkſandſteinfabriken 12 500 To.,
Schwemmſteinfabriken 10 000 To., zuſammen 260 300 To.

Atzk. Betriebseinſtellung einer Brauerei. Die ſeit dem
Jahre 1813 beſtehende Varfüßer Brauerei von Erich Kerl
in Langenſalza hat am 1. Juli 1920 ihren Betriebein-
geſtellt. Von den früheren zehn hieſigen Bvauereien iſt nun
mehr nur noch eine im Betrieb.

Eiſenbau Schiege Akt.Geſ. in Paunsdorf- Leipzig.
Die Generalverſammlung ſetzte die Dividende auf 25 Proz.
feſt und beſchloß die Erhöhung des Aktienkapitals
von 2 auf 4 Mill. Mark. Die neuen Aktien, die für das laufende
Geſchäftsjahr voll dividendenberechtigt ſind, werden einem Kon
ortium zum Nennwert überlaſſen, das Bezugsrecht der Aktionäre
iſt ausgeſchloſſen. Die Ausſichten wurden als günſtig bezeich
net. Das Unternehmen verfügt ſeit dem 1. Mai über einen Auf
tragsbeſtand von 83 Mill. M., von dem die Hälfte auf das Aus
land entfällt.

Ermäßigung der Stahlformgußpreiſe. Der Verein deut-
ſcher Stahlformgießereien in Düſſeldorf hat die Ver
kaufspreiſe für Stahlformgußſtücke normaler Konſtruktion ab
1. Juli 1920 um 10 Proz. ermäßigt.

Elektrolytkupfer. (Notierung d. Ver. f. dt. Elektr. Notiz)
1620 Mark.

Berliner Börſenberichte
Börfenſtimmungsbild. Bei etwas lebhaftem Geſchäft

einigen Gebieten war heute die Börſe. wiederum feſt veranlagt,
doch traten im Verlaufe nach der bereits ſeit mehreren Tagen
währenden Feſtigung verſchiedentlich Realiſationsneigungen zu
tage. Petroleumwerte hatten heute bei geringen Schwankungen
ſtilleres Geſchäft, dagegen ging es zeitweilig in Montan-, Kali-
und Kolonialwerten etwas lebhafter zu. Von lehteren erreichten
Otavi den Kurs von 860, ohne ihn indeſſen behaupten zu können.
Am Montanmarkt ſtiegen wiederum oberſchleſiſche Papiere
ferner Hoeſch, Rheiniſche Braunkohlen und Thale mit mehr als
zehnprozentiger Beſſerung bei guter Nachfrage, wogegen Farb,
Elektro und Schiffahrtsaktien wiederum ruhiger lagen. Jmmer
hin ſind hier Aktien- Geſellſchaft für Anilin, A. E. G. und Felten
u. Guilleaume um 10 Prozent höher. Deutſche Waffen und
Schantungbahn Aktien ſetzten ihre Steigerung fort. Der Banken
markt blieb ſtill. Nationalbank gewann auf die bekannte Ver
ſchmelzung 2 Prozent. Von öſterreichiſchen Papieren waren
Staatsbahn und Südbahn um etwa 10 Prozent höher. Am
Rentenmarkt hat ſich nichts von Bedeutung ereignet. Die
Deviſenkurſe behaupteten ungefähr ihren Stand.

Produktenbericht. Das Geſchäft am Hafermarkt war zwar
heute etwas weniger umfangreich, doch gehen die Preiſe be

deutend weiter in die Höhe. tſache die Verbraucher auf. Das Angebot war knapp. Die Preis
ſteigerung auf dem Hafermarkt hat auch die Preisbewegung
für Hülſenfrüchte wach oben beeinflußt, was beſonders für
Ackerbohnen und Lupinen gilt. Jm übrigen hat ſich nichts weſent
liches geändert. Wetter heiter

Berliner Metallnotiernngen:
Berlin, 6. Juli. Preiſe für 1000 kg in Mark

Rafſinade Kupfer 1075/1100 Banca-StraitsBillton
Elektrolytkupfer Zinn 40004100Orig.-Hütten-Weichblei 475 99 h Hütten Zinn
Remeltid-Platten-Zink 590/600 99 Rein-Nickel 3600/3800
HüttenRohzink 360/375 Antimon-Regulus 725Orig.-Hütten-Alumin. 21002300

Hafernotierungen:
Berlin, 6. Juli. Jnländiſcher Hafer, für 1000 kg in Mark

loko ab Speicher frei Wagen 2940--3000 loko ab Bahn Mark,
h ne ab Abladeſtationen 2760--2820 Mark. Ten-

edenz:
DeviſenNotierungen: Berlin, 6. Juli.

Geld Brief Geld BriefAmſterd. Rotterd. 1333,65 1336,35 NewYork 37.45 3755
Brüſſfel-Antwerp. 342,15 342.85 Paris 326,15 326,85
Chriſtiania 643,35 643.65 Schweiz 674,30 675,70Kopenhagen 625,35 626,65 Spanien 600,40 601,60
Stockholm 834,15 835 85 Wien (altes) 2222
Helſingfors 167,30 167,70 Oeſterreich abgeſt, 26.22 26,28
Italien 23325 233.75 Prag 86.27 86,472.London 148,97 149,271 Budapeſt 23,72 23,778
Im freien Verkehr wuräen nicht amtlich ermittelt:
Denutseche Werte Deutsche Debersee- Bl. e4 S Deutsche Schatz- Deutsche Erdöl II480,b

scheine VI-IX 734,60 Deutsche Gasglühi. 9000,
5 S Deutsche Reichsan t Fal i JS utsehe Waff. u. Mun. 88.64.10 Donnersmarkhütte r3 x g 33 e u. Lehrmann 34 34 Preuss. Konsols 5 werke 38060.,20 Elberfelder Varben
3 m v 55, 30 Engelhard Brauerei4 Charl. Stadtanl. 8999 94 Veſten u. Guiſieanme
4 Magdeb. Stadtanl. 91/06 97., Gasmotoren Deuta 173,
45 m. Sächs. Iandschaft- Gebhardt, u. Co. 7liche Pfandbriefe S Gebhardt u. Köni 2504 Preuss. Centr. Bod.- Gelsenkireh. erst 319

Pfandbriefe 98,50 Glauziger Zuckerfbr. 774 Preuss. Hypot. Bank- Hallesche Masch.-Fabr. e
Pfandbriefe 1911 99.50 Hann. Maseh.

41, Dessauer Gas-Oblig. 98.50 a rer Berg

4 n asper Kisen 7Ausländ. Werte ren 350.4 Hesterr. Kron.-Rente 26,50 r r Stahi 367.75
4 Ungar. Gold-Rente 357 Hoheniohe- Werke 130.4 Vngar. Kronen -Rente 29 10 Aumbolat Magon,
Visenbahn-Aktienm: Ise-BergbanFalperstadt -Blankenb. a 57Halie-Hettstedter 62, Pörvled. ZurSchantungbahn 665. erAllg. Lokal-Str 192. genGr. Berl. Str. 133 50 r u. Co. 315,Magdeburger Str. B. 145.- mer 225 50Lux. S Keinrich. B. Ingei Vrturt eOrientbahn n r J 354,Sehirfahrts- Akt. i e deHambsg. Paketfahrt 50 Lothringer Hütte

n 5333 arg röreans a aschinenfabr. Buekan TNordd. an 180,- r eBanken- o. Caro Heg. 7r i 183, 419,Zor 170 WGomm u. Diskontobank 161.50 Phönix-Bergb. 319,
Harmstädter Bank Il Rhein Metall-Vorz. 805.Dess. Landesbank 7 Rhein Stahlwaren 339,Deutsche Bank 256, Riebeek. Montan 300,Diskonto-Comm. 20750 Rombacher Hütten 272
resaner Bank Rositzer Braunk. 319,Gredit- Anst. Leipzig 151.25 Rositzer Zucker 220,Mitteld. Kreditwank la Sangerhäuser Masch. 22

|Frivat-Bank n Hugo Schneider u. Co.
Nationalbank 370 hueckert u. Co.Oesterr. Kredit emens u. Halske 278,50Reichsbank 149 Stettiner OhamotteStettiner Vulkan 215,industrie Aktien 233, Stoliberger Zinkh. 254e Brauerei 336.7 Srais pielvarten 345,

9 ni lin p g eem. Bier. es. i ehe eAmmendorfer Papierf. 9362 Triptis- Art. G. 225 50
Anhalter KLohlenw. Türkische Tabakregie 225.Annvaberger Steingut 44950 Ver. Köln-Rottweiler 278 50Badische Anilin 50 i his.igin anzstoff Elberf.Bern W rn 22130 Wegelin u. Hübnor 146.50

erl. Masch. BauBismarekhütie h rBochumer GuBstahl T W 905er 281 ittener GuBstahlh Fabrik Buckau rne Griesheim un 2 z e. Mälzerei 475eitzerHerdenS Senaie e Hilete im
t 3artabr rmler- ren 269 Tendenz tkest

Als Käufer traten in der Haupt

r ren t

H Sporkberichte
Rennen zu BerlinGrunewald

1. Preis von Langenbielau. 1 Wachtel (Lewicki), 2. Grani
3. Offenſive. Tot.: 81, 20, 14, 24. Ferner liefen: Medardug,
Gewerke, Page, Cilly, Schwalbe. 2. VerſuchsRennen der
Stuten. 1. Hellebarde (Bleuler), 2. Douſchka. 8. Marge
Tot.: 44, 14, 16, 25. Ferner liefen: Smaragd, Monika, Ah

mark, r 38. e(Zimmermann). 2. Wanderfalke, 8. Exzelſior. 34, 17,Ferner liefen Georgios, Chamiſſo, Wä 4. Charlotte
burger Ausgleich. 1 Provinzler (Hellebrandt), 2. Ritter
ſporn, 3. Springer. Tot.: 58, 20, 24, 15. Ferner liefen: Lebens
gefährte, Machthaber, Tarlatan, Felmy, Glanz, Baltaſar, Vol,
macht. 5. Preis von Stein 1. Hanswurſt vht)
2. Seehauſen, 8. Parther. Tot.: 28, 16, 17. Ferner liefen
Sterna, Tang, Feva, 6. Fabula-Rennen. 1. P rämie
(Janek), 2. Orla, 8. Grollenicht. Tot.: 88, 14, 16, 17. Ferner
liefen: Auguſtenburg, Mur, Orne, Berthalda. 7. Wilmerz.
dorfer Ausgleich. 1. Jkarus (Wentzel), 2. Orilus, 8. Givet
Tot.: 46, 17, 19, 84. Ferner liefen: Berliner, Feierabend
Segantini, Corregio, Siebenſchläfer, Luftfahrt, Friedenszie,
Prophetin, Wigamur, Palinur, Furchtlos, Sigrid, Rahak.
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Tennis. Der Tennisklub und die A. S. V. zu Halle a. S
weilte vergangenen Sonnabend und Son mit einer
nierten Mannſchaft in Erfurt, um gegen den dortigen ſpielſtarken
Tennisturnier-Verband ein Geſellſchaftsſpiel auszutragen.
Unſere Spieler mußten leider ohne die drei beſten Damen und
drei ihrer ſtärkſten ren die Reiſe nach Erfurt antreten. Auf
den wunderſchönen Plä der Erfurter wurde von
nachmittag 8 Uhr bis Sonntag abend 7 Uhr tüchtig gekämpft; ſeh
guter Sport wurde zum Teil geboten und von den zahlreich en
n Freunden des Tennisſports auch reichlich gewürdig

it 30: 10 Punkten, 65 26 Sätzen und 491 860 Spielen
wannen die Er Unſere Spieler, etwas von Pech verfolgt
verloren die Sätze meiſt nur knapp. Das Rückwettſpiel iſt
September in Halle geplant, und iſt es hoffentlich dann m
lich, daß Halle ſeine ſtärkſte Mannſchaft auf die Plätze bringt.

Gauturnfeſt. Der Nordoſtthüringer Turngau findet ſig
in den Tagen vom 10.--12. Juli in Naumburg Saale nag
einer Pauſe von 8 Jahren wieder einmal zu einem Gauturnfeſ
zuſammen. Jm Jahre 1915 blickte der Gau auf ein 50 jährige
Beſtehen zurück. Der Weltkrieg machte es unmöglich dieſer
Tag feſtlich zu begehen. Das Gauturnfeſt gibt nun Gelege
heit, auch auf die Gaugründung Bezug zu nehmen; um ſo mehr,
als der Feſtort Naumburg der Gründungsort des Gaues iſt. Die
Naumburger Vereine, die ſich zur Uebernahme des Gauturn
feſtes bereit gefunden haben, haben alles getan, um das Gay
turnfeſt in zwar einer der ſchweren und des Ernſtes der Zeit
entſprechenden, aber trotzdem würdigen Weiſe zu feiern. An
Sonnabend, den 10. Juli finden nachmittags die Ausſcheidunge
ſpiele um die Gaumeiſterſchaft ſtatt; ferner das Wett
turnen der Turner über 835 Jahre. Abends findet ein große
Feſtabend im Bürgergarten am Fuße des Denkmals de
Altmeiſters der Turnkunſt, Friedrich Ludwig Jahn, ſtatt. Sonn
tag, den 12. Juli, vormittags findet das Wetturnen (12 Kampf
ſtatt, 281 Uhr Feſtzug durch die Stadt, nachmittags Maſſenfre
übungen und Sondervorführungen. Die Boteiligung verſprich
eine große zu werden; bisher liegen über 3000 Meldungen aus
wärtiger Turner vor. Montag, den 12. Juli finden zwe
Turnfahrten ſtatt; die erſte nach den Freyburget
Jahnſtätten, die zweite über das Frieſenheim nag
Bad Köſen. Auch hierzu ſind alle Vorbereitungen getroffe
Einen beſonderen Reiz, insbeſondere für alte Turner, dürfte
der Wettſtreit der drei beſten Geräteturner aus dem 12 Kam
um die Gaumeiſterſchaft hervorrufen. Dieſer Kampf, der zur
e Tee 71 wird, dürfte Gipfelübungen bringen, wi

elten zu
Fritz Kreutzer werden ſich wahrſcheinlich an de

vom Oftdeutſchen TennisTurnier-Verband veranſtalteten 15. Wa wen Tennisturnier während der Zoppoter Sportwoche he
teiligen.

Vom Bvüchertiſch
Du und das Weltall von Bruno H. Bürgel Nr. 31 de

Zellenbücherei). Verlag Dürr und Weber, Leipzig. Prei
5,50 Mk. Bruno H. Bürgel iſt in der heutigen Tageslite
ratur kein Unbekannter mehr. Er, der das Buch ſchrieb: „Von
Arbeiter zum Aſtronomen“, das Bekenntnis eines Aufſtrebenden
beſitzt den Weitblick des raſtlos S der menſchliche Er
fahrungen wie wiſſenſchaftliche Erkenntnis reſtlos durchdenk
Als ſolchen lernte ich ihn kennen während des Krieges bei eine
Feldluftſchiffer- Abteilung da draußen irgendwo in der Cham
pagne. Und wie im perſönlichen Verkehr wirkt er durch ſeine
Bücher auf ſeine Mitmenſchen. Jn ſeinem letzten Werk plaudet
er als ein „aſtronomiſcher Bölcke“ vom Weltall, von der Aſtw
nomie, ihrer wiſſenſchaftlichen, ethiſchen und auch religiöſen Le
deutung. Kosmiſch denken! heißt die Parole, die er ausgibt
Dieſes hohe Lied von der Abſage an die anthropologiſche ur
geozentriſche Weltanſchauung wird jedem vom größten Nutze
ſein und vor allem die begeiſtern, denen das All bisher ei
großes Unbekanntes war. Die hier ausgeſprochenen Gedanken
gänge müſſen heute im Weltbild unſerer Zeitgenoſſen mit z
den wichtigſten gehören.

Dr. Heinrich Schauerte, Hermann Löns, ſei
Leben, Schaffen und ſeine Werke. Verlag Gebt
Lenſing, Dortmund. Mancher Verehrer Löns möchte Nähert
über die Werke, das Leben und Schaffen des Dichters erfahre
Wohl iſt bereits manches, vielleicht ſchon zu viel über Löns
ſchrieben worden doch wird auch dies Büchlein den Fremd
Löns' ſchen Schrifttums eine willkommene Gabe ſein. Ein
Biographie des Dichters folgt ein Abſchnitt über des Dichte
Schaffen als Kunſt und über die Art ſeiner Naturſchilderun
Den Schluß bilden eingehende Beſprechungen ſeiner ſämtlich
bisher erſchienenen Werke. Auch dieſes Büchlein wird dem He
matdichter Hermann Löns neue Freunde erwerben.

Jm Juliheft der „Deutſchen Rundſchau“, Verlag von G
brüder Paetel in Berlin, feſſeln beſonders zwei Aufſätze die Ar
merkſamkeit. Moeller van den Bruck nimmt zu Spenglet
„Untergang des Abendlandes“, einem Buche, das jetzt die beſte
Köpfe beſchäftigt, Stellung in geiſtig bedeutenden Ausführung
Dr. Alfredo Hartwig ſchildert die „Methoden des Handelskrie
der Alliierten gegen Deutſchland an der Weſtküſte Südamerike
die, ſo einfach ſie waren, vollſtändig den deutſchen Handel aus
ſchalteten. Ein feines Stück trefflicher Darſtellungskunſt iſt d
Erzählung „Der tote Herr Sörenſen“ von Emma Bonn. v
träge zur Scheffelbiographie liefert Luiſe Perty. Die Po
tiſche Rundſchau“, Georg Schünemanns Muſikbericht, ein Theate
bericht Rudolf Pechels, Ringwaldts mit dem WahnMonolog et
geleitete Dokumentenſammlung „Vom Geiſte der Völker“ ſche
ßen das Heft ab.

Zu beziehen durch die
Goethe- Buchhandlung von Franz Joeſt Verla

Halle a. S., Gr. Ulrichſtr. 63. Fernruf 4520.
Hauptſchriſtleiter Helmut VBöttcheBerantwortkh für Poltir: Helmut Vöttcher; e

Teil: Erich Selrheim. Paul Kerſten; ſämtlich in
wirtſchaft und Sport Haus Heiling; für den geſamten tedaktiere

HalDito Thiele, Buch und Kunſtdruckeret, Verſag der Halleſchen Keitung, Halle
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